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Wenn der Postbote zweimal klingelt
Schweizer Postmarkt zwischen Wettbewerb und Service public
VonHelmutDietl, EgonFranckundUrsMeister*
Die Schweiz ist bei der Öffnung ihres
Postmarktes im Schneckentempo unter-
wegs und gerät gegenüber Nachbarländern
ins Hintertreffen. Die Autoren des folgen-
den Beitrags illustrieren die Herausforde-
rungen, die sich stellen, wenn parallel zur
konsequenten Liberalisierung eine be-
stimmte Qualität in der Grundversorgung
sichergestellt werden soll. (Red.)
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Totalrevision
des Schweizer Postgesetzes sieht für 2012 eine
vollständige Öffnung der Briefmärkte vor. Damit
könnte in Zukunft die Briefpost von mehreren
konkurrierenden Briefträgern zugestellt werden.
Ob ein solcher Markt funktioniert, wird nicht zu-
letzt durch die Definition und die Finanzierung
des Service public beeinflusst.
Abgeltung des Service public
Mit der Öffnung des Postmarktes soll Wettbe-
werb entstehen, gleichzeitig aber sollen Leistun-
gen in der Grundversorgung weiterhin flächen-
deckend erbracht werden. Implizit wird unter-
stellt, dass diese im freien Wettbewerb nicht mehr
erbracht würden, obschon sie ein öffentliches Be-
dürfnis darstellen. Solche Leistungen, auch als
Service public oder Universaldienst bezeichnet,
werden meist mit der Erreichbarkeit von Poststel-
len und Briefkästen, Qualitätszielen hinsichtlich
Lieferzeiten sowie einheitlichen, distanzunabhän-
gigen Tarifen in Verbindung gebracht. Als Uni-
versaldienstleister wird üblicherweise der vor-
malige Monopolist beauftragt – im Falle der
Schweiz also die Post. Weil die Konkurrenten kei-
nen solchen Auftrag haben, hätten sie im Wettbe-
werb Vorteile.
Um den Nachteil für die Post auszugleichen,
müsste sie für die Erbringung von Universaldiens-
ten entschädigt werden. Die ökonomisch faire
Entschädigung ergibt sich aus der Differenz zwi-
schen dem Betriebsergebnis der Post unter Kon-
kurrenzbedingungen ohne Verpflichtung für den
Universaldienst und dem Ergebnis mit der Ver-
pflichtung. Angelehnt an diese Idee, wird die Post
bereits heute für die Zusatzkosten des Service
public entschädigt. Für die Bereitstellung der
über das betriebliche Optimum hinausgehenden
Poststellen kann sie einen Infrastrukturbeitrag
verrechnen. Heute wird der Beitrag nicht durch
einen staatlichen Zuschuss, sondern durch einen
Preisaufschlag im (Brief-)Monopol-Geschäft fi-
nanziert. Weil die Post auch in wettbewerblichen
Segmenten (Logistik, Paketpost, Finanzdienst-
leistungen) tätig ist, besteht die Gefahr, dass diese
im Falle eines zu hohen Beitrages quersubventio-
niert werden.
Wie viele Poststellen dürfen es denn sein?
Die von der Postregulationsbehörde für 2007 er-
wirkte Neudefinition des Infrastrukturbeitrages
führte zu einer Reduktion von rund 400 Mio. Fr.
auf 200 Mio. Fr. Die Differenz ist das Resultat
einer Neufestlegung des als optimal beurteilten
Poststellennetzes sowie einer Nichtanerkennung
zusätzlicher Kosten bei Zustellung und Trans-
port. Dies illustriert die Schwierigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Abgrenzung und Finanzie-
rung der Universaldienste. Die entstehenden
Mehrkosten können nicht einfach aus der Buch-
haltung abgeleitet werden. Vielmehr müssen
hypothetische Erwägungen über die optimale
Strategie der Post mit und ohne die Verpflichtung
für den Universaldienst angestellt werden. Mit
der Marktöffnung werden diese Erwägungen
komplexer als in der Vergangenheit. Das Poststel-
lennetz könnte ähnlich wie bei Banken das Filial-
netz betrachtet werden.
Lernen von Finnland und von den USA
Ein enges Netz induziert dann – den Zusatzkosten
zum Trotz – auch strategische Marktvorteile,
denn schliesslich sind die Filialen vielseitig ein-
setzbare Verkaufspunkte, mit denen Ertrag gene-
riert werden kann. Dennoch hat die Post Anreize,
das betriebsoptimale Netz gegenüber dem Regu-
lator zu unterschätzen, um die potenzielle Ent-
schädigung für die vermeintlich betriebswirt-
schaftlich unnötigen Poststellen zu erhöhen. Wür-
de die Entschädigung hingegen zu tief ausfallen,
weil der Regulator das betriebsoptimale Netz
überschätzt, entstünde für die Post ein Wettbe-
werbsnachteil. Mit anderen Worten: Der Regula-
tor muss bei der Definition des betriebsoptimalen
Poststellennetzes eine «Punktlandung» vollfüh-
ren, damit er sich wettbewerbsneutral verhält.
Dabei müsste er auch die Struktur der Poststellen
bestimmen können; schliesslich könnte die Post
den Service public auch im Rahmen von Koope-
rationen mit Lebensmittelläden oder Tankstellen
erbringen (Shop in Shop).
Sind die Universaldienste definiert, muss
schliesslich ein Modell für ihre Finanzierung ge-
funden werden. Angelehnt an die bisherige Praxis
kann dies über ein Restmonopol erfolgen. Der im
Februar präsentierte Gesetzesvorschlag des Bun-
desrates sieht denn auch vor, dass die Post ihr
Monopol über Briefsendungen vorerst behält:
Derzeit umfasst es Briefe bis 100 g, ab 2009 be-
schränkt es sich auf Sendungen bis 50 g. Damit
entfällt allerdings jeder Wettbewerb bei den wich-
tigen Massensendungen, weshalb für 2012 die
gänzliche Abschaffung der Monopolgrenze vor-
gesehen ist. Nach einer weiteren Übergangsfrist
von fünf Jahren wird der Grundversorgungsauf-
trag ausgeschrieben. Neben der Post können sich
auch weitere Anbieter darum bewerben, so dass
im Rahmen der Ausschreibungen die Vorausset-
zungen für Wettbewerb geschaffen werden. Die
Finanzierung der ausgeschriebenen Leistungen
kann gemäss dem bundesrätlichen Vorschlag über
einen Fonds sichergestellt werden. In diesem Fall
aber muss bestimmt werden, wie der Fonds geäuf-
net wird.
Eine Möglichkeit besteht in der Erhebung
einer Lenkungsabgabe bei den Postdienstleistern.
Eine solche Lenkungsabgabe kennt beispiels-
weise Finnland. Die Abgabe ist von den Unter-
nehmen zu bezahlen, die ihre Aktivitäten auf
dichtbesiedelte und damit wirtschaftlich attrak-
tive Regionen beschränken, während sie Brief-
sendungen in abgelegene Gebiete dem Erbringer
von Universaldiensten überlassen. Diesem ent-
steht dann ein Nachteil, wenn er aufgrund seiner
Verpflichtungen für Universaldienste nur einheit-
liche Tarife verrechnen kann. Die Abgabe kann in
Finnland bis zu 20% des Umsatzes betragen. Mit
den Erträgen wird jedoch kein Fonds geäufnet,
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vielmehr soll damit der relative Vorteil der Unter-
nehmen ohne Universaldienste aufgehoben wer-
den. Obschon Finnland bereits 1993 seinen Brief-
markt vollständig öffnete, hat sich bis heute kein
Wettbewerber etabliert. Das Problem der Abgabe
ist augenfällig: Ist sie (und gegebenenfalls der
Fonds) zu hoch, erfolgt ein einseitiger Wettbe-
werbsvorteil für den Universaldienstleister.
Service public ist keine feste Grösse
Ein modifiziertes Restmonopol-Modell wenden
die USA an. Dabei bleibt die Hauszustellung aller
Briefe bis 350 g der nationalen Post vorbehalten.
Wettbewerber dürfen zwar Briefe einsammeln,
vorsortieren und transportieren, müssen sie dann
aber in das Netz der nationalen Post einspeisen.
Für ihre Vorleistungen erhalten sie einen entspre-
chenden Rabatt. Die Finanzierung des Service
public über den Verzicht auf Wettbewerb in der
Zustellung wird damit begründet, dass hier die
potenzielle Innovationsdynamik durch Wettbe-
werb ohnehin gering sei. Weil zudem deutliche
Grössenvorteile bestehen, wäre es sinnvoll, wenn
nur ein Unternehmen auf dieser Wertschöpfungs-
stufe tätig bleibt – ähnlich wie bei der letzten
Meile in der Telekommunikationsbranche. Eine
Hauptkritik gegen diese Sichtweise besteht darin,
dass die Zustellung die mit Abstand höchsten
Kosten innerhalb der gesamten Wertschöpfungs-
kette verursacht. Klammert man diese vom Wett-
bewerb aus, reduziert sich das Potenzial für kon-
kurrenzbedingte Effizienzsteigerungen auf die
weniger ressourcenintensiven Vorleistungen. Ge-
rade im Schweizer Markt, wo bereits zahlreiche
private Zeitungsverträger oder Zusteller un-
adressierter Post existieren, hätte dies Konse-
quenzen. Schliesslich könnten auch sie mit ihren
bestehenden Zustellnetzen Skalenerträge nutzen.
Die dargestellten Marktverzerrungen nehmen
zu, je umfassender der Service public definiert
wird. Die Unsicherheiten und Spielräume bei der
Definition sowie bei der Finanzierung könnten bei-
des zur Folge haben: eine systematische Benachtei-
ligung oder auch einen strategischen Vorteil für
den Erbringer von Universaldiensten. Um diese
Schwierigkeiten zu umgehen, wäre es denkbar, den
Umfang des Service public zu beschränken. Bei-
spielsweise könnte der Post erlaubt werden, die
Dichte und Struktur ihrer Poststellen unabhängig
zu definieren, die Zustellhäufigkeit in Randregio-
nen zu verringern oder die Tarife regional zu diffe-
renzieren – eine solche Differenzierung existiert in
der Praxis ohnehin bereits bei Massensendungen.
Eine Veränderung des Service public müsste ange-
sichts neuer Informations- und Kommunikations-
technologien und des veränderten Konsumenten-
verhaltens ohnehin in Betracht gezogen werden.
Für wichtige und eilige Mitteilungen werden heute
schon vermehrt andere Kommunikationskanäle
wie Mail, Fax oder Telefon genutzt, während die
Post vor allem Massensendungen wie Bankauszüge
oder periodische Rechnungen zustellt.
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